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Rennbahngemeinde Hoppegarten 

 
Der Antragsteller schlägt vor, dass die Leistungsverzeichnisse aller Vergaben, die 
potentiell im Hauptausschuss (HA) oder in der Gemeindevertretung (GV) 
entsprechend der Hauptsatzung beschlossen werden müssen, nach Vorberatung in 
Fachausschüssen inhaltlich freigegeben werden sollen.  
 
Dieser Vorschlag wird zu einer erheblichen Verlängerung des Vergabeverfahrens 
insgesamt führen. Der Vergabeprozess läuft derzeit so ab, dass die Sachbearbeiter 
der Fachbereiche der Vergabestelle grob mitteilen, wann ungefähr eine Vergabe 
stattfinden soll und ob diese in den HA oder GV entsprechend der Kostenschätzung 
beschlossen werden müssen. Dann erstellt die Vergabestelle einen Ablaufplan unter 
Berücksichtigung der Sitzungstermine der beiden Gremien.  
 
Dem Vorschlag entsprechend müsste mindestens eine Sitzungsrunde im Zeitplan der 
Sachbearbeiter der Fachbereiche mehr eingeplant werden (ca. 6-8 Wochen). Dies 
würde in der Zuständigkeit des Fachamtes liegen, welches die Vergabe tätigen will.  
 
Es treten immer wieder Fälle auf, wo nach der Kostenschätzung keine Beteiligung des 
HA oder GV notwendig ist, dann aber im Vergabeverfahren selbst durch die Angebote 
sich eine Beteiligung als notwendig nach der Hauptsatzung erweist. Der umgekehrte 
Fall kann auch eintreten. Dies liegt an der geringen Spanne der Zuständigkeiten.  
 
Im VBV (und anfangs noch im HA) werden (bzw. wurden) regelmäßig die Liste mit den 
geplanten Vergaben teilweise unter Hinzufügung der Herkunft der Mittel übersandt. Es 
sind keine Nachfragen zu den Leistungsverzeichnissen in der Vergabestelle bekannt. 
Es kann nicht ausgeschlossen werden, dass Gemeindevertreter sich direkt an die 
zuständigen Sachbearbeiter in den Fachbereichen gewandt haben. 
 
Aus diesem Grund bitte die Verwaltung, dem Antrag AN 201/2024/19-24 nicht die 
Zustimmung zu geben.  


